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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 3 KR 1/14 BH 
 
L 5 KR 361/11 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 13 KR 443/07 (SG Speyer) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
Bevollmächtigter: ………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Rheinland-Pfalz/Saarland - Die Gesundheitskasse, 
Virchowstraße 30, 67304 Eisenberg, 
 
 Beklagte. 
 

 

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. Februar 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  H a m b ü c h e n    sowie den Richter   S c h r i e v e r  

und die Richterin   Dr.  W a ß e r   

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision 

im Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 15. Mai 2013 - L 5 KR 361/11 - vor dem 

Bundessozialgericht Prozesskostenhilfe zu gewähren und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird 

abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte, dauerhaft auf einen Rollstuhl angewiesene 

Klägerin hat im Verwaltungs- und anschließenden Klageverfahren zahlreiche Ansprüche erho-

ben, darunter einen Anspruch auf Kostenerstattung in Höhe von 3390,62 Euro für ein selbst 

beschafftes Vibrationsgerät zur Muskelstärkung an den Unterschenkeln. 

 

Die Beklagte hat diese Ansprüche abgelehnt, Klage und Berufung hiergegen sind ganz über-

wiegend erfolglos geblieben (Gerichtsbescheid des SG vom 29.12.2011, Urteil des LSG vom 

15.5.2013). Das SG hat zu dem selbst beschafften Vibrationsgerät ausgeführt, ein Anspruch auf 

Erstattung der Kosten bestehe nicht, da es sich hierbei um ein Fitness- und Trainingsgerät und 

damit um einen Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens iS des § 33 Abs 1 S 1 SGB V 

handele. Das Produkt sei nicht vorwiegend zum Gebrauch für behinderte und kranke Menschen 

bestimmt, sondern diene allgemein der körperlichen Fitness und werde deshalb als Trainings-

gerät in Fitnessstudios und als Heimtrainingsgerät eingesetzt. Das LSG hat sich der Entschei-

dung des SG in vollem Umfang angeschlossen und ergänzend ausgeführt, die Leistungspflicht 

der Beklagten ergebe sich auch nicht aus § 14 SGB IX, weil eine Zuständigkeit anderer Sozial-

leistungsträger nicht ersichtlich sei.  

 

Die Klägerin beantragt die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) für die Erhebung einer 

Nichtzulassungsbeschwerde und die Beiordnung eines Rechtsanwalts. Der im Hinblick auf wei-

tere Ansprüche der Klägerin zuständige 1. Senat des BSG hat das Verfahren der Gewährung 

von PKH für eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision hinsichtlich der Entschei-

dung über den Kostenerstattungsanspruch wegen der Selbstbeschaffung des Vibrationsgeräts 

(vom LSG bezeichneter Klagepunkt 10) mit Beschluss vom 13.1.2014 (B 1 KR 7/13 BH) abge-

trennt und an den sachlich zuständigen 3. Senat abgegeben. 

 

 

II 

 

Es kann offenbleiben, ob die Klägerin nach ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnis-

sen in der Lage wäre, die Kosten für die Inanspruchnahme eines Rechtsanwalts ganz oder zu-

mindest teilweise selbst aufzubringen. PKH kann ihr jedenfalls nicht bewilligt werden, weil die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung keine Aussicht auf Erfolg hat (§ 73a SGG iVm § 114 ZPO). 

Gründe für die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich. 
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1. Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, oder 

- die Entscheidung des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats 

der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann; bestimmte Verfahrensmängel sind jedoch nur eingeschränkt oder gar nicht 

geeignet, die Zulassung der Revision zu begründen (§ 160 Abs 2 Nr 3 zweiter Halbs SGG). 

 

2. Nach der im PKH-Verfahren gebotenen summarischen Prüfung der Erfolgsaussichten des 

beabsichtigten Rechtsmittels liegt keiner der Zulassungsgründe des § 160 Abs 2 SGG vor. 

 

a) Der Rechtsstreit wirft keine Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung auf (§ 160 Abs 2 

Nr 1 SGG). 

 

Bei dem geltend gemachten Kostenerstattungsanspruch für das Vibrationsgerät geht es um die 

Frage, ob es sich dabei um einen Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens iS des § 33 

Abs 1 S 1 SGB V handelt. Zu der hierfür erforderlichen Abgrenzung als Rechtsfrage hat das 

BSG in ständiger Rechtsprechung (zuletzt BSG-Urteil vom 24.1.2013 - B 3 KR 

22/11 R - SozR 4-2500 § 139 Nr 6, vorgesehen für BSGE, mwN) ausgeführt, dass es entschei-

dend darauf ankomme, "ob der Gegenstand bereits seiner Konzeption nach den Zwecken des 

§ 33 Abs 1 S 1 SGB V dienen soll oder - falls dies nicht so ist - den Bedürfnissen erkrankter 

oder behinderter Menschen jedenfalls besonders entgegenkommt und von körperlich nicht be-

einträchtigten Menschen praktisch nicht genutzt wird". Um einen Gebrauchsgegenstand des 

täglichen Lebens handelt es sich danach, wenn der Gegenstand von Menschen ohne Behinde-

rung ebenso mit Vorteil benutzt werden kann und er deshalb weder für die speziellen Bedürf-

nisse kranker oder behinderter Menschen entwickelt und hergestellt worden ist noch aus-

schließlich oder ganz überwiegend auch von diesem Personenkreis genutzt wird. Ein solcher 

Gegenstand kann nur dann als Hilfsmittel iS von § 33 SGB V anzusehen sein, wenn er in seiner 

konkret zu beurteilenden Funktion und Gestaltung so erheblich von allgemein gebräuchlichen 

Gegenständen dieser Art abweicht, dass er deshalb nicht mehr ebenso nutzbar ist wie im Alltag 

nicht behinderter Menschen (vgl dazu aus jüngerer Zeit insbesondere BSG SozR 4-3300 § 40 

Nr 7 RdNr 18 - Schutzserviette; BSG SozR 4-2500 § 33 Nr 26 RdNr 11; BSG SozR 4-2500 § 33 

Nr 30 RdNr 16 - Klingelleuchte). Eine darüberhinausgehende entscheidungserhebliche Rechts-

frage mit grundsätzlicher Bedeutung wirft der vorliegende Rechtsstreit in Bezug auf die Versor-

gung der Klägerin mit dem Vibrationsgerät nicht auf. Es dient allgemein als Trainings- und Fit-

nessgerät und wird von Menschen ohne Behinderung in gleicher Weise benutzt wie von Men-

schen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind. Der Umstand, dass das Gerät für die Klägerin 

einen therapeutischen Nutzen hat und deshalb in einem weiteren Sinne auch der medizinischen 
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Rehabilitation dient, lässt die Eigenschaft als Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens also 

nicht entfallen. 

 

Die Klägerin kann sich auch nicht mit Erfolg auf das "Übereinkommen der Vereinten Nationen 

über die Rechte von Menschen mit Behinderungen" berufen, das am 3.5.2008 in Kraft getreten 

und durch das Vertragsgesetz zum Übereinkommen vom 21.12.2008 (BGBl II 1419) innerstaat-

lich verbindlich geworden ist. Abgesehen davon, dass dieses Übereinkommen zum Zeitpunkt 

der Selbstbeschaffung des Geräts (Rechnung vom 20.11.2007) noch gar nicht in Kraft getreten 

war, bleibt festzuhalten, dass aus ihm für den Bereich der Hilfsmittelversorgung keine über § 33 

SGB V hinausgehenden Leistungsansprüche hergeleitet werden können (BSG SozR 4-2500 

§ 33 Nr 35 RdNr 19 und Nr 40 RdNr 24; stRspr). 

 

b) Das Berufungsurteil weicht auch nicht von der höchstrichterlichen Rechtsprechung ab, so-

dass der Zulassungsgrund der Divergenz ebenfalls nicht besteht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). 

 

c) Das Berufungsverfahren weist ferner keine die Zulassung der Revision begründenden 

Verfahrensmängel iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG auf. Insbesondere bestehen keine Hinweise 

darauf, dass das LSG seine Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts (§ 103 SGG) oder den 

Anspruch der Klägerin auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG) verletzt hat.  
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